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Rede Stefan Körzell, DGB Hessen-Thüringen, 19.2.2010 in Darmstadt  

Es gilt das gesprochene Wort. 

Bürgerversicherung oder Kopfpauschale?  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das Gesundheitswesen ist eine Dauerbaustelle. Daran hat auch der 
Gesundheitsfonds nichts geändert.  

Die wesentlichen Struktur- und Finanzierungsprobleme sind ungelöst. Durch 
die unsolide Ausfinanzierung des Gesundheitsfonds bleibt den 
Krankenkassen nun nur die Eintreibung von Zusatzbeiträgen.  

Wie es weitergeht, ist uns allen klar: Das Defizit im Gesundheitsfonds 
wächst, Liquiditätshilfen des Bundes müssen zurückgezahlt werden. Das 
bedeutet konkret: Höhere Belastungen für die Versicherten und 
Einschränkungen bei der medizinischen Versorgung.  

Die Schmerzgrenze ist überschritten.  

Und es geht auch anders.  

Die Idee, den unsolidarischen Vorstellungen über den Umbau der 
Gesetzlichen Krankenversicherung ein eigenes Konzept  entgegenzusetzen, 
hatten wir schon vor etlichen Jahren.  

Wir haben hier in Hessen bereits vor Jahren ein entsprechendes Konzept mit 
der Bezeichnung „Bürgerversicherung“ vorlegen können, was schnell auch 
bundesweit größte Beachtung fand.  

Auch damals haben wir uns damit gemeinsam auseinandergesetzt. Und ich 
denke mit großem Erfolg. Das Modell Bürgerversicherung ist heute das 
einzige Modell, welches sowohl solidarisch als auch finanzierbar ist.  

Die aktuellen Pläne der Regierungskoalition haben ein altes Bündnis wieder 
belebt. Darüber freue ich mich! 

Und ich freue mich noch mehr über Ihr Interesse, dass Sie hierher 
gekommen sind und sich mit uns wappnen wollen,  

wappnen wollen gegen den erneuten Versuch der Einführung einer 
Kopfpauschale in der Gesetzlichen Krankenversicherung.  

Denn diese Befürchtung ist wesentlich konkreter geworden als noch vor 
sechs-sieben Jahren.  

Die schwarz-gelbe Gesundheitspolitik wird, wenn die im Koalitionsvertrag 
beschriebenen Änderungen umgesetzt werden, folgende grundlegende 
verteilungspolitische Effekte haben: 

Erstens: Die Verteilungsbilanz fällt für Bezieher niedriger Einkommen bis hin 
zu Beziehern mittlerer Einkommen negativ aus.  
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Zweitens: Die Verteilung der Tragelast bei der Finanzierung würde sich 
massiv zum Nachteil der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und zum 
Vorteil der Arbeitgeberseite verschieben.  

Das Einfrieren des Arbeitgeberbeitrags wird die absehbar weiter 
ansteigenden Kosten im Gesundheitssystem einseitig den Versicherten 
aufbürden.  

Negative verteilungspolitische Effekte nehmen zu. Schwarz-Gelb betreibt 
damit eine Verteilungspolitik insbesondere zu Lasten junger 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Drittens: Die Höhe des zusätzlichen Finanzbedarfs muss über Steuern 
aufgebracht werden. Gerade im Zeichen der Krise der öffentlichen Finanzen 
steht zu befürchten, dass der Zuschuss für sozial Schwache von vornherein 
sehr niedrig angesetzt wird und Höhe und Ausgestaltung politisch umkämpft 
bleiben.  

Damit besteht die reale Gefahr, dass diejenigen, die entlastet werden sollen, 
ihren „Ausgleich“ über Massen- und Verbrauchssteuern selbst zahlen. 

Wir wollen und werden die Entsolidarisierung im Gesundheitswesen 
verhindern! 

In diesen Tagen führen etliche Krankenkassen eine "Mini-Kopfpauschale" 
von acht Euro monatlich ein. Diese Zusatzbeiträge werden von unseren 
Organisationen als ein „Sprungbrett für die Kopfpauschale“ gesehen.  
 
Ist der Anfang gemacht, müssen die anderen nachziehen.  

Geht es nach Gesundheitsminister Philipp Rösler, soll bald der 
Systemwechsel zur großen Kopfpauschale folgen.  

Eine Arbeitsgruppe aus mehreren Ministerien wird noch im Februar mit den 
Verhandlungen zur Gesundheitsreform beginnen.  

Alle Pläne des FDP-Ministers richten sich gegen das Solidarprinzip: Die 
Arbeitgeberseite soll nicht mehr an weiteren Kostensteigerungen beteiligt 
werden.  

Zusatzversicherungen und der erleichterte Wechsel zu privaten Kassen 
sollen den Wettbewerb um gesunde und gutverdienende Mitglieder 
anheizen.  

Damit drohen Ausgrenzungen und Leistungskürzungen.  

Genau so wird eine Zwei-Klassen-Medizin zementiert.  

Dieser Politik müssen wir uns entgegenstellen. Denn sie wird Probleme nicht 
lösen, sondern verschärfen. Wir wissen, dass unser Gesundheitssystem 
schon jetzt an etlichen Stellen nicht sozial gerecht ist. Es braucht Reformen, 
aber andere.  

Deshalb will der Deutsche Gewerkschaftsbund in einer eigenen 
Reformkommission für ein „solidarisches Gesundheitssystem der Zukunft“ 
gemeinsam mit Sozial- und Wohlfahrtsverbänden, Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern und weiteren gesellschaftlichen Organisationen bis zum 
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Herbst 2010 eigene Vorschläge zur Weiterentwicklung der solidarischen 
Krankenversicherung erarbeiten. Die konstituierende Sitzung der 
Kommission findet Anfang März in Berlin statt.  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

die letzte Gesundheitsreform war eine Reform ohne Zukunft.  

Versicherte und Patienten werden durch Leistungskürzungen und höhere 
Zuzahlungen finanziell belastet. Gleichzeitig werden Unternehmen Stück für 
Stück aus der paritätischen Finanzierung entlassen.  

Und trotz all dieser erzwungenen Zugeständnisse von der Seite der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer steht die Krankenversicherung weiter 
unter Druck – mehr als je zu vor.  

Was sind die nächsten Schritte?  

Werden die Freizeitunfälle herausgenommen, oder die gesamte 
Zahnbehandlung – oder beides?  

Wie lange reichen die 8 Euro Zuzahlung? 

Schon deshalb brauchen wir eine gerechte Weiterentwicklung der 
solidarischen Krankenversicherung!  

Wir sind überzeugt davon, dass sich die solidarische Finanzierung stärken 
und die Qualität der Versorgung erhöhen lässt. Es ist nicht gerechtfertigt, 
dass Versicherte schon seit Jahren 0.9 Prozentpunkte mehr zahlen müssen 
– insgesamt eine Mehrbelastung von 8 Mill. Euro.  

Ganz zu schweigen von den Belastungen der Patienten durch mittlerweile 
alle möglichen Zuzahlungen und natürlich Praxisgebühren.  

Schon deshalb fordern wir die Rückkehr zur paritätischen Finanzierung und 
die Abschaffung der Zusatzbeiträge.  

Die Vision der Gewerkschaften ist und bleibt die solidarische 
Bürgerversicherung. Die Einbeziehung der Privaten Krankenversicherung in 
den Solidarausgleich sowie die Ausweitung der Finanzierung auf 
Kapitaleinkünfte schafft neue Spielräume und räumt gleichzeitig mit einer 
Reihe von Ungerechtigkeiten auf.  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

uns alle eint seit Jahren die Frage, wie viel Solidarität diese Gesellschaft 
aufbringen will, wie viel Sozialstaat sie sich leisten will. 

Gewerkschaften und Kirche sind nahe beieinander, wenn es darum geht, 
sich für Werte wie Solidarität und Gerechtigkeit einzusetzen. 

Die Hoffnungen auf eine solidarische Lösung der Finanzierungsprobleme des 
Gesundheitssystems bleiben nun auf jene Kräfte konzentriert, die sich als 
Gegenmacht zur Regierungspolitik verstehen: Gewerkschaften, Kirchen, 
Sozialverbände und Initiativen.  
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Ich bin fest davon überzeugt, dass viele Menschen die Idee einer 
Bürgerversicherung für richtig halten. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
haben ihrem Krankenversicherungsschutz einen ganz hohen Stellenwert 
zugeordnet.  

Da hat sich was verändert in den letzten Jahren. Das Bewusstsein dafür, 
dass eine solidarisch finanzierte Krankenversicherung ein hohes 
gesellschaftliches Gut darstellt, ist wieder schärfer geworden.  

Nicht zuletzt trägt Westerwelle selbst zu einer länger schon vermissten 
Bewusstseinsschärfung bei:  

Ich will nicht abstreiten, dass es Formen Römischer Dekadenz gibt. Natürlich 
gibt es die. Natürlich werden Reichtümer oder dass, was allen gehören 
müsste, von wenigen abgegriffen. Aber doch wohl unverkennbar an einem 
ganz anderem Ende. Nämlich dort, wo sich römische Kaiser wie Westerwelle 
eingenistet haben. 

Und nun konnte ich ihn mir doch nicht verkneifen, den Exkurs ins Römische 
Reich und zu Minister Westerwelle. Ich bin nämlich froh darüber, dass sich 
Westerwelle schon nach so kurzer Amtszeit nicht mehr unter Kontrolle hat. 
Gerade noch zur rechten Zeit! 

In diesem Sinne soll diese Veranstaltung ein Zeichen für den Widerstand 
setzen. Für organisierten und kollektiven Widerstand: 

Zusammen gegen die Kopfpauschale- 

für eine solidarische Krankenversicherung! 


